
Der Bü 

Matthias S-

 

 

1 

MAGISTRATSDIREKTION 

Einladung 

für die am 

Dienstag, 26. August 2025, um 17:00 Uhr, 

im 

Sitzungssaal des Rathauses stattfindende Sitzung des 

Gemeinderates 

der Landeshauptstadt St. Pölten 

Tagesordnung 

Angelobung eines neuen Mitgliedes des Gemeinderates 

II. Ergänzungswahl in den Stadtsenat 

Ill. Wahl des 1.  Vizebürgermeisters 

IV. Ergänzungswahl in Gemeinderatsausschüsse 

St. Pölten, am 20. August 2025 
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Aushang geöffnet (tgl.) 



Datum Klicks 

25.08.2025 

26.08.2025 

Tagesende ist um 00:00 UTC 



Aushang heruntergeladen (tgl.) 

Datum Downloads 

No data 

Tagesende ist um 00:00 UTC 



Alle Aktivitäten (letzte 14 Tage) 

Datum : T Display Aktion 

25.08.2025 09:51:16 Amtstafel - St. Pölten 01_Bürgerservice Aushang geöffnet 

26.08.2025 15:16:17 Amtstafel - St. Pölten 01_Bürgerservice Aushang geöffnet 



Alle Änderungen 

Amtstafel - Dokument hinzugefügt 

20.08.2025 13:08:16, Markus Koch 

Name Kundmachung Gemeinderat- 26.08.2025 

Gültig ab 20.08.2025 

Gültig bis 26.08.2025 

Beschreibung Kundmachung der Tagesordnung für die Gemeinderatssitzung am 26.08.2025 









































































Magistrat der Landeshauptstadt St. Pölten 
Magistratsdirektion 

ANWESENHEITSLISTE 

für die 

Sitzung des Gemeinderates am Dienstag, 26. August 2025, um 17:00 Uhr 

Mitglieder des Gemeinderates: 

Adl Matthias, Ing. 

 

Amler-Buhr Marie-Theres, Mag. 

 

Antauer Martin entschuldigt 25.08.2025 
Becker Birgit M. 

 

Binder-Novak  Susanne, MMag.  Dr. entschuldigt 20.08.2025 
Brader Josef 

 

Burger  Mario, Ing.  MSc entschuldigt 26.08.2025 
Buschenreiter Ewald, Mag. entschuldigt 26.08.2025 
Dohr Sabine, Mag. 

 

Edelbacher Werner 

 

Eder  Mariles 

 

Engel-Unterberger Christina, Mag. (FH) 

 

Firat  Ali
 

 

Formanek Nikolaus ç;.cQ  
Gabler-Söllner Marion 

 

Gamsjäger Renate, Mag. 

 

Gutlederer Claudia 

 

Haiderer Hans-Joachim 

 

Hauptmann Heinz 

 

Heihs Ingrid, Mag. 

 

Heimerl-Lesnik Walter 

 

Nippmann Markus 

 

Hobiger Walter 

 

Häfner Irene 

 

Keiblinger Stefan 

 

Kögl Michael 

 

Kremsner Jürgen entschuldigt 26.08.2025 
Krumböck Florian, BA 

 

Ludwig Harald 

 

Otzelberger Klaus, Mag. entschuldigt 25.08.2025 
Fieber Michael 

 

Purgina Paul, BA entschuldigt 26.08.2025 
Stadler  Matthias, Mag. 

 

Stöckl Harald 

 

Thallmeier Alexander entschuldigt 26.08.2025 





sT, PÖLTEN 

Die unterzeichnenden Gemeinderät:innen der Grünen St. Pölten stellen folgenden 

Dringlichkeitsantrag  gem.  § 25 (2) NÖ STROG 

auf Aufnahme eines Verhandlungsgegenstandes 

auf die Tagesordnung der Sitzung des Gemeinderats vom 26.08.2025 

Gegenstand: Resolution zum Erreichen der Klimaziele 

Bericht 

Bereits im Mai 2025 berichtete Der Standard, dass Österreich im Falle eines Verfehlens der 

Klimaziele Strafzahlungen in Milliardenhöhe drohen. Die Kommunalkredit  Public Consulting 

errechnete jährliche Zahlungen von bis zu 5,9 Milliarden Euro. 

Wie aus dem geleakten Entwurf des Klimagesetzes hervorgeht, plant das ÖVP-geführte 

Umweltministerium nun, alle bisherigen klimapolitischen Zielsetzungen über den Haufen zu 

werfen. Anstatt wirkungsvolle und zukunftsweisende Maßnahmen zum Erreichen der 

notwendigen Klimaziele zu setzen, soll nahezu ausschließlich auf modernen Ablasshandel — 

den Zukauf von Zertifikaten — gesetzt werden. 

Die österreichischen Städte und Gemeinden sind finanziell schwer angeschlagen. 

Milliardenkosten für Zertifikate und Strafzahlungen fehlen für zukunftsfitte Investitionen und 

gehen letztlich auch zu Lasten der Kommunen. 

Resolution 

Der Gemeinderat möge beschließen: 

Angesichts des drohenden klimapolitischen wie auch finanziellen Desasters fordert der 

Gemeinderat die Bundesregierung auf, 

• die im Regierungsprogramm festgelegten Klimaziele zumindest als 

Mindestanforderung im Klimagesetz festzuschreiben, 

• verbindliche Sektorzielvorgaben zu normieren, 

• und anstatt sich ausschließlich auf Strafzahlungen und den Zukauf von Zertifikaten 

vorzubereiten, die dafür vorgesehenen Mittel in die Transformation des Standortes 

Österreich zu investieren. 



Begründung der Dringlichkeit 

Die Beratungen zum neuen Klimagesetz laufen derzeit. Ein Aufweichen der bisherigen 
Zielsetzungen würde nicht nur klimapolitisch, sondern auch finanziell schwerwiegende 
Folgen für Österreich, seine Städte und Gemeinden haben. Eine klare Positionierung des 
Gemeinderates ist daher unverzüglich notwendig, um im laufenden politischen Prozess 
Gehör zu finden. 

Unterzeichnet, St. Pölten am 26.08.2025 
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• die Auswirkungen des Deponie-Skandals auf Umwelt, Gesundheit und Finanzen 
der Stadt darzustellen, 

• Fragen der politischen Verantwortung auf Ebene der Stadt zu behandeln und 
Zuständigkeiten im Zusammenspiel zwischen Stadt und Land zu klären, 

• dem Ausschuss für Umwelt, Agrarwirtschaft und Märkte regelmäßig über neue 

Entwicklungen zu berichten und 

• dem Gemeinderatzu berichten, wenn wesentliche neue Erkenntnisse oder 
Handlungsnotwendigkeiten für die Stadt auftreten 

Die Sonderkommission ist mit Vertreter: innen aller im Gemeinderat vertretenen 
Fraktionen zu besetzen. Ihr wird das Recht eingeräumt, externe Expert:innen und 
Sachverständige beizuziehen. 

Begründung der Dringlichkeit: 

Die aktuelle öffentliche Diskussion sowie neue mediale Enthüllungen zeigen, dass eine 
unverzügliche, transparente und unabhängige Auseinandersetzung dringend notwendig 
ist, um weiteren Vertrauensverlust zu vermeiden. Die Einsetzung der Sonderkommission 
duldet daher keinen Aufschub. 

Unterzeichnet, St. Pölten am 26.08.2025 

SRI Christin gel-Unterberger GR Walter Heimerl-Lesnik 



Der Gemeinderat möge beschließen: 

Die Zahl der Mitglieder in den nachfolgend genannten Ausschüssen wird 
jeweils von 9 auf 10 erhöht. Der zusätzliche Sitz fällt gemäß dem 
Verhältniswahlrecht (vgl. § 88 NÖ STROG) der Fraktion der Grünen St. Pölten 

zu. 

• Ausschuss für Bau, Immobilien, Verkehr und Stadtentwicklung 
(Vorgeschlagenes Mitglied: GR Walter Heimerl-Lesnik 
Ersatzmitglied: SRin Christina Engel-Unterberger) 

• Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Tourismus 
(Vorgeschlagenes Mitglied: GR Paul Purgina 
Ersatzmitglied: GR Walter Heimerl-Lesnik) 

• Ausschuss für Kultur, Bildung, Jugend und Sport 
(Vorgeschlagenes Mitglied: SRin Christina Engel-Unterberger 
Ersatzmitglied: GR Walter Heimerl-Lesnik) 

• Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Familie und Integration 
(Vorgeschlagenes Mitglied: SRin Christina Engel-Unterberger 
Ersatzmitglied: GR Walter Heimerl-Lesnik) 

• Ausschuss für Umwelt, Agrarwirtschaft und Märkte 
(Vorgeschlagenes Mitglied: GR Paul Purgina 
Ersatzmitglied: GR Walter Heimerl-Lesnik) 

• Ausschuss für Kontrolle 
(Vorgeschlagenes Mitglied: GR Walter Heimerl-Lesnik 
Ersatzmitglied: GR Paul Purgina) 





1. Dringlichkeitsantrag 

Dringlichkeitsantrag  gem.  § 25 (2) NÖ STROG 
auf Aufnahme eines Verhandlungsgegenstandes 

auf die Tagesordnung der Sitzung des Gemeinderats vom 26.08.2025 

Gegenstand: Resolution zum Erreichen der Klimaziele 

Bericht 

Bereits im Mai 2025 berichtete Der Standard, dass Österreich im Falle eines Verfehlens der 
Klimaziele Strafzahlungen in Milliardenhöhe drohen. Die Kommunalkredit  Public Consulting 
errechnete jährliche Zahlungen von bis zu 5,9 Milliarden Euro. 
Wie aus dem geleakten Entwurf des Klimagesetzes hervorgeht, plant das ÖVP-geführte 
Umweltministerium nun, alle bisherigen klimapolitischen Zielsetzungen über den Haufen zu 
werfen. Anstatt wirkungsvolle und zukunftsweisende Maßnahmen zum Erreichen der 
notwendigen Klimaziele zu setzen, soll nahezu ausschließlich auf modernen Ablasshandel — den 
Zukauf von Zertifikaten — gesetzt werden. 
Die österreichischen Städte und Gemeinden sind finanziell schwer angeschlagen. 
Milliardenkosten für Zertifikate und Strafzahlungen fehlen für zukunftsfitte Investitionen und 
gehen letztlich auch zu Lasten der Kommunen. 

Resolution 

Der Gemeinderat möge beschließen: 
Angesichts des drohenden klimapolitischen wie auch finanziellen Desasters fordert der 
Gemeinderat die Bundesregierung auf, 

• die im Regierungsprogramm festgelegten Klimaziele zumindest als Mindestanforderung 
im Klimagesetz festzuschreiben, 

• verbindliche Sektorzielvorgaben zu normieren, 
• und anstatt sich ausschließlich auf Strafzahlungen und den Zukauf von Zertifikaten 

vorzubereiten, die dafür vorgesehenen Mittel in die Transformation des Standortes 
Österreich zu investieren. 

Begründung der Dringlichkeit 

Die Beratungen zum neuen Klimagesetz laufen derzeit. Ein Aufweichen der bisherigen 
Zielsetzungen würde nicht nur klimapolitisch, sondern auch finanziell schwerwiegende Folgen 
für Österreich, seine Städte und Gemeinden haben. Eine klare Positionierung des 
Gemeinderates ist daher unverzüglich notwendig, um im laufenden politischen Prozess Gehör 
zu finden. 

Wortmeldunq: 
GR Walter Heimerl-Lesnik 

Der Gemeinderat erkennt dem Antrag die Dringlichkeit mit Stimmen der GRÜNEN, bei 
Stimmenthaltung der SPÖ, ÖVP und FPÖ nicht zu. 
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Begründung der Dringlichkeit: 
Die aktuelle öffentliche Diskussion sowie neue mediale Enthüllungen zeigen, dass eine 
unverzügliche, transparente und unabhängige Auseinandersetzung dringend notwendig ist, um 
weiteren Vertrauensverlust zu vermeiden. Die Einsetzung der Sonderkommission duldet daher 
keinen Aufschub. 

Wortmeldung: 
STR Mag. (FH) Christina Engel-Unterberger 

Der Gemeinderat erkennt dem Antrag die Dringlichkeit mit Stimmen der GRÜNEN und 
ÖVP, bei Stimmenthaltung der SPÖ und FPÖ nicht zu. 
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